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Erstmals seit 42 Jahren wurde im Jahr 2008
weltweit k ein einzig es neues AKW in
Betrieb genommen.Anteil der Atomener-
gie an der weltweiten Energieversorgung
auf unter 2,5 Prozent gesunken.

Seit Jahren wird von interessierter Seite eine
Renaissance der Atomenergie behauptet, um so
die Atomakzeptanz zu erhöhen.Die heute veröf-
fentlichte internationalen Atomkraftstatistik der
IAEA zeigt, dass dies nur Propaganda ist.

Im Jahr 2008 wurde sogar erstmals seit den
1960er Jahren weltweit kein einziges AKW neu
mit dem Stromnetz verbunden, ein AKW (Slo-
wakei) wurde endgültig abgeschaltet.Damit sank
im abgelauf enen Jahr die Zahl der offiziell in
Betrieb befindlichen K ernkraftwerke auf 438.
Zum Vergleich: 1999 waren weltweit 440 AKW
am Netz.

Im Jahr 2008 wur de mit dem Bau v on 14
[Ergänzung 11.1.09: Die internationale Atom-
energieorganisation IAEA hat die Zahl wieder auf
10 reduziert] neuen AKW begonnen. Insgesamt
waren 48 [Stand 11.1.09: 44] in Bau. Zum Ver-
gleich: 1993 waren 70 in Bau und 1999 waren es
36. Auch im abgelauf enen Jahr wurde der Bau
neuer AKW fast nur in Planwirtschaftsländern
oder aber mit staatlichen Subventionen begon-
nen: zwei in Russland,zwei in Südkorea und zehn
in China.

Unter der Annahme, dass Kernkraftwerke im
Schnitt ein Alter von 32 Jahren erreichen (bisher
gibt es sowohl AKW, die nach wenigen Jahren
wieder endgültig abgeschaltet werden mussten
wie auch einzelne AKW, die ein Alter von 40 Jah-
ren erreichten), kann mit dem Baubeginn von 14
[Stand 11.1.09:10] Kernkraftwerken mittelfristig
höchstens der weltweite AKW-Bestand gehalten
werden.

Bemerkenswert auch, dass in den USA zwar
die Präsidenten Reagan, Bush sen. und Bush jun.
den Bau neuer Atomanlagen angekündigt haben,
aber in ihren zusammen zwanzig Regierungsjah-
ren kein einziges neues AKW in den USA in Auf-
trag gegeben wurde.
Beitrag der Atomenergie zur weltweiten
Energieversorgung

Im Jahr 2007 hatte laut BP Statistical Review of
World Energy die Atomenergie einen Anteil von
5,6 Prozent am w eltweiten Primärenergiever-
brauch. Da die Kernkraftwerke aber nur etwa ein
Drittel der Primärenergie in Strom umwandeln,
deckte die Atomkraft nur knapp 2,5 Prozent des
weltweiten Energieverbrauchs.
Deutschland

In Deutschland sind offiziell 17 Atomreaktoren
in Betrieb: sechs als veraltete Siedewasserreak-

toren (nur ein Hauptkreislauf) und elf Druck-
wasserreaktoren (zwei Hauptkreisläufe).Die zwei
Atomkraftwerke in Brunsbüttel und in Krümmel
standen allerdings das ganze Jahr still. Nachdem
sie im Sommer 2007 fast gleichzeitig w egen
externer Störungen vom Netz mussten, fand man
in den abgeschalteten Anlagen Schäden an wich-
tigen Armaturen (Absperrschieber und –kla p-
pen). Die Reparatur dieser unerwarteten Schä-
den gestaltet sich sehr schwierig. Bezeichnend,
dass sowohl die Anlage in Brunsbüttel wie auch
die in Krümmel vom veralteten Typ Siedewasser-
reaktor sind und dass wenige Jahre vor diesen
schwerwiegenden Störfällen die Leistung beider
Anlagen durch Umbauten im Turbinenbereich
erhöht worden war.

Infolge des weiteren Ausbaus der Windenergie
hat allerdings Deutschland im Jahr 2008 trotz des
Stillstandes der zwei AKW einen großen Strom-
exportüberschuss erzielt.Voraussichtlich etwa 20
Milliarden Kilo wattstunden; so viel wie zw ei
Atomreaktoren produzieren.

Raimund Kamm Vorstand  •  FORUM e.V.

Kalte Wohnungen in Serbien und Bulgarien,
heiße Debatten in Deutschland. Angesichts
des Erdgasstreits zwischen Russland und der
Ukraine v erlangen Berliner P olitiker eine
Renaissance der Atomenergie in Deutschland.
Die Bundesrepublik dürfe nicht "energiepoli-
tisch einseitig abhängig" werden, fordert der
FDP-Bundesvorsitzende Guido Westerwelle.
Die Bundesregierung müsse daher den Atom-
kraft-Ausstiegsbeschluss rückgängig machen.
Die CSU/CDU plädiert ohnehin für eine Ver-
längerung der Laufzeiten, hofiert von deut-
schen Energiekonzernen. Der neuerliche Gas-
streit mit Versorgungsengpässen in Südosteu-
ropa kommt der Lobby gerade recht, denn sie
wird sich am 4./5. Februar zu ihrer Winterta-
gung in Berlin versammeln, um ihre Rendite
zu sichern. Die Lobby schielt längst auf den
Wahltermin im September und r ettet die
AKWs über die Runden. Atomkraft ist ein
Auslaufmodell.Wir engagieren uns auch im
Jahr 2009 gegen die Atomkraft.

 



In dieser Randspalte wir d in
kurzen Worten erklärt, in wel-
chem Ausbaustadium sich die
verschiedenen Anlagen befin-
den.

Faßlager
Die Einlagerung v on schwach-
und mittelaktiv em Müll in Fass -
gebinden begann 1984. Ende der
80er Jahr e wur den Fässer mit
ungeklärtem Inhalt aus der belgi-
schen Atomschmiede Mol e nt-
deckt(„Transnuklearskandal“ ).
1.296 Gebinde m ussten w egen
des Drucks der atomkritischen
Öffentlichkeit aus Gorleben wie-
der entf ernt w erden. Entdeckt
wurden darüberhinaus K orro-
sionsschäden und „Blähfässer“
(Gasentwicklung). Messberichte
der Br ennelementlagergesell-
schaft (BLG) belegten z.B. einen
Anstieg der Radioaktivität bei
sommerlichen Außentempera-
turen, was die Gasbildung „an-
heizt“. Auf Druck der Fach-
gruppe Radioaktivität der BI
musste das Umgebungsüber-
wachungssystem der BLG nach-
gebessert w erden. Ende 1995
wurde genehmigt, das zulässige
Radioaktivitätsinventar des La -
gers um das 1000-Fache zu
erhöhen. Hintergrund ist die
Absicht, bitumierte radioaktiv e
Abfälle aus der französischen
WAA Cap de La Hague und
mittelaktive K omponenten in
Gorleben einzulagern.

CASTOR-Halle
Die oberir dische Castor -Halle
bietet Platz für 420 Behälter .
Elfeinhalb Jahr e k onnte die
Einlagerung v on hochradio-
aktiven, abgebrannten Br enn-
elementen v erhindert w erden.
Am 25. April 1995 wur de der
erste Castor (Cask for the stora-
ge of radioactiv e material) v on
16.000 P olizisten gegen den
Widerstand w eiter Be völker-
ungskreise nach Gorleben trans -
portiert. Seit Ende Mai 1995 darf
auch hochaktiver, verglaster Müll
aus der Wiederaufarbeitung (in
Form v on K okillen) eingelager t
werden. Außerdem wur de die
Kapazität v on 1.500 t Müll auf
3.800 t erhöht, und das alles auf
der gleichen Grundfläche . Ein
erster K okillentransport f olgte
am 8. Mai 1996. Diesmal traten
18.000 Beamte an, um den
Transport dur chzusetzen. Vor-
läufiger Höhepunkt war die
Anlieferung eines „Sixpack“
(sechs Behälter zu einem
Transportvorgang gebündelt)
Anfang März 1997. Die K osten
für den P olizeieinsatz – 30.000
Beamte waren unterwegs – sum-
mierten sich auf 111 Mio . DM.
Danach scheiter te ein w eiterer
Versuch über den Bahnhof
Arendsee (Sachsen-Anhalt) am
anhaltenden Widerstand. Dieser
Umweg musste gewählt werden,
weil eine Bahnbrücke bei Seerau/
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Der Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE) hat
die ersten umfassenden Zahlen über die Energiebereitstel-
lung aus Erneuerbaren Quellen im Jahr 2008 veröffentlicht.
Danach wurde 2008 fast jede zehnte in Deutschland ver-
brauchte Kilowattstunde aus Erneuerbarer Energie erzeugt
(Anteil am Endenergieverbrauch 9,6 Prozent). Die positi-
ven Effekte Erneuerbarer Energie zeigen sich insbesonde-
re in wirtschaftlicher Hinsicht:Allein 2008 konnten Ausga-
ben für Brennstoffimporte in Höhe von 7,8 Mrd. Euro ver-
mieden w erden. Zudem r eduzierte der Einsatz
Erneuerbarer Energie die externen Kosten der Energieer-
zeugung für Klima-,Umwelt- und Gesundheitsschäden um
9,2 Mrd. Euro. „Damit haben die Erneuerbaren Energien
Volkswirtschaft und Verbrauchern im v ergangenen Jahr
Belastungen von 17 Milliarden Euro erspart“, rechnet BEE-
Präsident Dietmar Schütz vor. Das sei eine Größenord-
nung, die immerhin dem v on der Bundesr egierung im
Dezember beschlossenen ersten K onjunkturpaket ent-
spreche.

Die Stromerzeugung aus Wind-, Sonnen-,Wasser-, Bio-
energie und Geothermie stieg um 5,5 Mrd. Kilowattstun-
den (kWh) an und erreichte damit einen Anteil von 15,3
Prozent am gesamten Stromverbrauch in Deutschland.Die
Wärmeerzeugung aus Erneuerbarer Energie legte um 7,6
Mrd. kWh zu und kam so auf einen Anteil am Wärmemarkt
von 7,3 Prozent. Der positiven Entwicklung im Strom- und
Wärmebereich stand ein massiver Einbruch bei den Bio-
kraftstoffen gegenüber: Deren Produktion sank gegenüber
dem Vorjahr um 22 Prozent. Ihr Anteil am gesamten Kraft-
stoffverbrauch verringerte sich dadurch von 7,6 Prozent im
Jahr 2007 auf 5,9 Prozent. Insgesamt erhöhte sich die Ener-
giebereitstellung aus Erneuerbarer Energie gegenüber 2007
dennoch um drei auf rund 230 Mrd. kWh.

„Strom- und Wärmeproduktion aus Erneuerbarer Ener-
gie bleiben klar auf Wachstumskurs. Damit setzt sich der
notwendige Umbau unserer Energieversorgung beständig
fort“, kommentiert Schütz die Bilanz des Jahres 2008. Der
starke Rückgang in der Produktion von Biokraftstoffen zei-
ge allerdings mehr als deutlich,wie dramatisch sich falsche
politische Entscheidungen auswirken. „Zuerst wurde die
Befreiung der Biokraftstoffe von der Mineralölsteuer vor-
zeitig zurückgefahren. Jetzt droht der zweite Schlag gegen
diese innovative Branche, denn das Kabinett hat bereits die
Absenkung der Beimischungsquote beschlossen.Dem muss
der Bundestag unbedingt einen Riegel vorschieben“, for-
dert Schütz.

Nach BEE-Analyse der Jahreszahlen für 2008 bestehen
die positiven gesamtwirtschaftlichen Wirkungen der Erneu-
erbaren Energie vor allem in der Vermeidung von Treib-
hausgasen, der Verringerung externer Kosten sowie der
Reduzierung der Abhängigkeit von Öl- und Gasimporten.
„Der aktuelle Gas-Streit zwischen Russland und der Ukrai-
ne zeigt, wie wichtig der Umstieg auf zumeist heimische

Erneuerbare Energie ist.Er verringert den Einfluss gas- und
ölexportierender Länder und erhöht die Versorgungssi-
cherheit in Deutschland“, unterstreicht Schütz. Besonders
stark habe sich im vergangenen Jahr die Verringerung der
Importkosten für fossile Brennstoffe in Höhe von 7,8 Mrd.
Euro bemerkbar gemacht. Schütz: „Das ist eine erhebliche
finanzielle Entlastung,die man angesichts der angespannten
ökonomischen Lage gar nicht hoch genug bewerten kann.“
Hinzu komme die Vermeidung von Treibhausgasen und wei-
teren Schadstoffen, die einer unmittelbaren Reduzierung
der externen Kosten für Klima-, Umwelt- und Gesund-
heitsschäden um 9,2 Mrd. Euro entspreche. Nach Berech-
nungen des BEE wurden durch den Einsatz Erneuerbarer
Energie im Jahr 2008 rund 120 Mio.Tonnen CO2 vermie-
den. Das sind etwa 20 Mio.Tonnen mehr, als der CO2-Aus-
stoß der gesamten deutschen Pkw-Flotte im gleichen Zeit-
raum betrug.

Stellt man die Förderung Erneuerbarer Energie den ein-
gesparten Beträgen gegenüber, zeigt sich die Effizienz der
Fördermaßnahmen. Das wichtigste Instrument ist das
Erneuerbare-Energien-Gesetz für den Strombereich. Seine
Umlagefinanzierung hatte 2008 ein Volumen von rund 3,2
Mrd. Euro. Schütz: „Die Entlastung in Form von geringeren
Importkosten und vermiedenen externen Kosten beträgt
ein Vielfaches der Fördersumme für Erneuerbare Energie.
Damit steht fest: Die Förderung ist hochgradig effizient und
Erneuerbare Energie ein Gewinn für alle.“ 
Die Entwicklung der Branche im Jahr 2008 
im Einzelnen
Stromerzeugung

Die Stromerzeugung aus Erneuerbarer Energie über-
nahm im v ergangenen Jahr 15,3 Pr ozent der gesamten
deutschen Stromversorgung (2007: 14,5 %). Gegenüber
2007 stieg die produzierte Strommenge von 89,6 auf 95,1
Mrd. kWh (plus 6,1 %).Davon stellte die Windkraft mit 40,3
Mrd. kWh erneut den größten Anteil (2007:39,7).An zwei-
ter Stelle folgte die Bioenergie mit rund 28,7 Mrd. kWh
(2007: 25,7).Die Wasserkraft lieferte 21,8 Mrd. kWh (2007:
21,2). Die Photovoltaik trug 4,3 Mrd. kWh zur deutschen
Stromerzeugung bei und weist damit gegenüber 2007 mit
Abstand das stärkste Wachstum auf: plus 40 Prozent. Die
Geothermie leistete wie im Vorjahr einen Beitrag von 4
Mio. kWh.
Wärmeerzeugung

Der Anteil Erneuerbarer Energie an der Wärmeversor-
gung in Deutschland stieg auf 7,3 Prozent (2007:6,8 %).Die
Wärmeerzeugung aus Bioenergie, Solar- und Geothermie
wuchs dabei von 90,9 Mrd. kWh im Jahr 2007 auf 98,5 Mrd.
kWh an (plus 8,4 %).Der Löwenanteil entfällt auf die Bio-
energie mit 90,2 Mrd. kWh (2007: 84,2). Solarthermie und
Geothermie legten gegenüber 2007 um 20 bzw. 30 Prozent
zu und lieferten 2008 5,3 bzw. 3,0 Mrd. kWh Wärme.

Daniel Kluge

Fast jede zehnte Kilowattstunde
kam aus Erneuerbarer Energie

Machen Sie mit: für ein atomstromfreies Wendland!



Hitzacker sich für die tonnen-
schwere Last der Behälter als
nicht mehr tragfähig erwies. – Im
März 2001 wur den die Trans-
porte wieder aufgenommen, jetzt
übernahm Rot-Grün das K om-
mando. Im No vember f olgte im
Schatten des 11. September ein
weiterer Transport. Die Kosten
für die Be wachung sind immer
noch ein Ärgernis, so dass seit
November 2002 immer 12
Behälter angelief ert werden. Auf
420 Stellplätzen v erlieren sich
noch die 91 Castoren.Aber jeder
Behälter, der in der zugigen Halle
steht, zementiert Gorleben als
Endlagerstandort.

Pilotkonditionierungs-
anlage (PKA)
In der PKA soll getestet w er-
den, wie hochaktiver Müll endla-
gerfähig verpackt werden kann.
Da ein Endlager in Gorleben
jedoch fraglich ist und eine ent-
sprechende Konditionierung zum
gegenwärtigen Zeitpunkt w enig
Sinn macht, soll die 800 Mio. DM
teure In vestitionsruine einem
anderen Zw eck zugeführ t w er-
den: als heiße Reparaturzelle für
kaputte Castoren. Die 3. Teilge-
nehmigung für die umfunktio-
nierte PKA ist Anfang Dezem-
ber 2000 erf olgt. Damit v er-
zögerte sich der en Inbetrieb-
nahme ber eits um 5 Jahr e. Für
den Widerstand war das grüne
Licht für die PKA jedoch der
Elchtest für den Ausstiegswillen
von Rot-Grün: Der heiße
Betrieb wur de jedoch noch
nicht aufgenommen.

Endlagerbergwerk
Die Eign ung des Gorlebener
Salzstocks, der ab dem Jahr
2030 als Endlager für alle Arten
von Atommül dienen soll, wird
seit Jahr en v on namhaften Ge -
ologen bestritten: 1987 kracht
ein Schacht beinahe in sich
zusammen, permanente Wasser-
einbrüche beim Abteufen beglei-
ten den Ausbau des Endlagers,
der getarnt als „Erkundungs -
bergwerk“ bisher nach Berg -
recht und unter Ausschluss der
Öffentlichkeit v orangetrieben
wurde. Lediglich der in seinen
Salzrechten tangier te Atom-
kraftgegner Andreas Graf v on
Bernstorff k onnte v on seinem
Klagerecht Gebrauch machen.
Inzwischen ist mit der Salinas
Salz GmbH ein wir tschaftlich
ernstzunehmender Gegenspie-
ler für die Endlagerbauer auf
dem Plan.
Schwarz-Rot will off enbar k ei-
nen Abbruch des Pr ojekts: Das
Moratorium auf der Baustelle ,
das seit Oktober 2000 zur
Unterbrechung der Bauarbeiten
führte, wird nicht mit den plane-
rischen Mängeln und den kata-
strophalen geologischen Befun -
den begründet. So ist zu
befürchten, dass die Gorleben-
Karte bei einer w eiteren End-
lagersuche wieder unterge-
mischt wird.
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Dass sich in Sachen Endlagersuche bis zu den Bun -
destagswahlen w eder Par teien noch die Wirtschaft
bewegen werden, war schon im Oktober letzten Jahres
deutlich geworden: da hatte Bundesumweltminister Sig-
mar Gabriel zum internationalen Endlagersymposium
nach Berlin eingeladen. Unionsparteien und Wirtschaft
wollen den Salzstock Gorleben „zu Ende erkunden“,die
SPD, Grüne und Linke fordern die Benennung und Explo-
ration alternativer Standorte bzw. den Vergleich ver-
schiedener Lagergesteine wie Salz,Ton und Granit, die
Umweltverbände und die Bürgerinitiative Umweltschutz
(BI) Lüchow-Dannenberg wollen einem Standor tver-
gleich nur zustimmen, wenn der Atomausstieg festge-
zurrt und das geologisch-politisch „verbrannte Gorle-
ben“ nicht weiter im Pool bleibt.

Doch nun rückte Holger Bröskamp, Chef der Gesell-
schaft für Nuklearservice (GNS)  mit einem Vorschlag
von der einseitigen Fixierung auf Gorleben ab.Auf der
Wintertagung des Deutschen Atomforums sagte er laut
Braunschweiger Zeitung: “Nach der Bundestags wahl

brauchen wir eine Weichenstellung für Akzeptanz und
Transparenz.“ Die Atombranche wolle zwar an Gorle-
ben als Endlagerstandort festhalten und setze auf die
Fortführung der sogenannten Erkundung .Aber Brös-
kamp forderte überraschend eine „Analyse vorhande-
ner Daten alternativer Standorte, um bei Nichteignung
von Gorleben Alternativen erkunden zu können.“ 

„Ob es der Atombranche dämmer t, dass sich die
Fixierung auf einen Standort, der geologisch und poli-
tisch verbrannt ist, am Ende auch wirtschaftlich rächen
könnte? Denn nicht immer gibt es die Endlagerung zum
Nulltarif wie in den beiden havarierten Atommüllendla-
gern Asse II und Morsleben, für die jetzt die Steuerzah-
ler  für die Sanierung zur Kasse gebeten w erden. Ein
Festhalten an Gorleben und die Fortsetzung der Bauar-
beiten ist ein Vabanquespiel für die Wirtschaft, zumal die
Eignung Gorlebens als Atommülldeponie vornehmlich
von CDU/CSU und FDP-Bundespolitik ern behauptet
wird.

Wolfgang Ehmke

Diese Frage stellte eine Passan-
tin bei einer Aktion der Gorleben-
Frauen am 4. Februar 09 in Berlin.
Mit Gedonner und Getöse r ollt
eine ältere Frau in weißem Schutz-
anzug ein großes gelbes Metallfass
über berliner Fußwege, wartet an
der Ampel, wechselt die Straßen-
seite, rumpelt an der Vattenfall-Zen-
trale und anderen Frauen in weißen
Overalls vorbei zur Kreuzung und
wiederholt ihren Weg – immer von
kräftigen Schlägen auf die rollende
Tonne begleitet.

„Lesen Sie unsere Informationen,
dann können Sie es v erstehen“,
erklärt eine der Gorleben-Frauen,
erkennbar an dem Zeichen auf
ihrem Anzug. „Ach, und dann neh-
men Sie doch noch eine Dose mit,“
fügt eine andere hinzu, „wissen Sie,
es gibt nämlich kein Endlager. Und wo soll der ganze strah-
lende Müll hin? Wenn alle eine kleine Dose mit nach hause
nehmen, ist das Problem schon fast gelöst. Schließlich ver-
brauchen wir das ja auch alle.“  Auch wenn nicht jede und
nicht jeder diese Logik einsahen, gab es doch einige, die
bereit waren, eine Dose mitzunehmen und über eine siche-
re Lagerung in ihrer Wohnung nachzudenken. Die Reaktio-
nen der Vorübergehenden waren schon recht unterschied-

lich, aber eins war klar, sie hatten
uns bemerkt: diese Gruppe älte-
rer Damen, zum Teil schon mäch-
tig ergraut, in weißen Overalls
mit Radioaktivkennung und dem
Frauenzeichen, die meisten
untersetzt, fast unförmig durch
die dicke Unterbekleidung, aus
unseren Wendland-Büdeln Dosen
und Inf omaterial v erteilend
beziehungsweise die Tonne schla-
gend.

Bald sollte die Demonstration
zum Atomf orum beginnen.
Gestärkt dur ch diese kleine
gemeinsame Aktion,das vielfälti-
ge Interesse der Bevölkerung und
das Käffchen gesellten wir uns zu
den immer mehr w erdenden
DemonstrantInnen.Wir freuten
uns über den kleinen Castor -

Transport von Gleichgesinnten, der die „Endlagerung jetzt
in Ihrem Haushalt“ vorschlug, und fühlten uns verbunden
mit den „Großmüttern gegen Desinformation“, wobei es
auch Protest in den eigenen Reihen gab: „Zu den Groß-
müttern gehör ich aber nicht!“  Wir stöhnten über Grüne,
die sich so aufdringlich mit Fahnen und Transparenten prä-
sentierten, als wären sie die Krone des Widerstands, freu-
ten uns über desolate Clowns und begrüßten begeistert
unerwartete Bekannte und die Wendland-abtrünnige
Jugend.Wir umzingelten mit über tausend Anderen das
Maritim-Hotel, den Tagungsort des Atomforums, und skan-
dierten vor dem Hotel  „Müll,Müll, Müll ins Maritim“,wur-
den aber daran gehindert, die Tonne abzuliefern. Fast wären
wir noch in eine Samba-Gruppe integriert worden, konn-
ten uns aber mit „gerade nicht geübt“ herausreden und
mussten schließlich dem Kommando Heimfahrt folgen.

Beim Bus halfen wir älteren Damen uns gegenseitig aus
unseren Overalls. „Erinnert mich an früher mit den Kin-
dern im Schwimmbad: hinhocken und die Wollstrumpf-
hosen über die Beine krumpeln!“ Noch ein bisschen
gelebte Seniorinnen-Solidarität zum Abschluss eines rebel-
lischen Tages.

Gorleben-Frauen

W a r u m  r o l l t  s i e  d e n n  d i e
T o n n e  d u r c h  d i e  G e g e n d ?

E n d l a g e r s u c h e - N e u e  T ö n e  a u s  d e r  Wi r t s c h a f t
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B l e i b t  a n  G o r l e b e n  a l l e s  k l e b e n ?
Das Moratorium,der Baustopp unter Tage,
läuft im Jahr 2010 aus.Wer ernsthaft alter-
nativ zu Gorleben ander e Standor te
erkunden will,muss sagen,wie er das finan-
ziert. Lippenbekenntnisse und Absichtser-
klärungen reichen nicht.Weder Rot/Grün
noch Schwarz/Rot hat die Weichen für die
Finanzierung einer erweiterten Endlager-
suche gestellt.
Der Ausbau des Endla gerbergwerks im
Gorlebener Salz kostete bisher 1,5 Milliar-
den Euro.Die AKW-Betreiber bilden für die
Finanzierung von Stilllegung, Rückbau und

Entsorgung so genannte Rückstellungen,mit
deren Hilfe letztlich der Aufwand für das
Back-end der Betriebszeit eines Kernkraft-
werks zugerechnet wird, mit entsprechen-
dem Steuerstundungseffekt wie bei allen
Rückstellungen. Es werden in Deutschland
so etwa 30 Mrd. Euro sein, die derzeit für
Stilllegung, Rückbau und Entsorgung
zurückgestellt worden sind.Geld ist also da.
Wir finden, es sollte in einen öff entlich-
rechtlichen Fonds eingezahlt werden. Wel-
che Lösungsansätz e gibt es? Welche
Modelle gibt es bei den eur opäischen

Nachbarn? Welche Rolle spielt die Euro-
päische Kommission?

Ein kompaktes Thema.
Entscheidende Fragen.

Machtfragen.
Wir packen es an.

Dr.Wolfgang Irrek Wuppertal Institut für Kli-
ma, Umwelt, Energie GmbH - Rebecca Harms,
Europaabgeordnete der Grünen - Moderation
Wolfgang Ehmke.
Freitag 13.2.09 Dannenberg „Alte Post“ 20 Uhr,
Samstag 14.2.09 Workshop, Tagungshaus Tuwas
e.V.,Tüschau-Saggrian 10-14 Uhr

Bleibt an Gorleben alles kleben?
In dieser Legislaturperiode wird weder das
Moratorium auf der untertägigen Endla-
gerbaustelle aufgehoben, auch die Benen-
nung weiterer Standor te, die als Atom-
müllendlager für die hochradioaktiv en
Abfälle in F rage k ommen, steht in den
Sternen. Bundesumweltminister Sigmar
Gabriel (SPD) ließ in seiner Eröffnungsre-
de auf dem Endlagersymposium in Berlin
Ende Oktober 2008 durchblicken, welche
Strategie er verfolgt. 2006 stellt er klar –
und in seiner Rede nimmt er darauf expli-
zit Bezug -, alternativ zu Gorleben müsse
sich ein anderer Standort „aufdrängen“.
2008 führt er den Gedanken fort: „Dem-
nach sollte ein anderer Standort nur dann
ausgewählt und erkundet werden, wenn er
deutliche Sicherheitsvorteile gegenüber
Gorleben verspricht.“ Leitgedanke sind an
keiner Stelle die fachwissenschaftlichen
Einwände g egen die Eign ung des Salz -
stocks Gorleben als n ukleares Endlager,
sondern die Milliarden Euro,die dort schon
verbuddelt wur den. So kann das nichts
werden. Gorleben ist politisch und geolo-
gisch verbrannt.
Wir dokumentieren die Rede des Bundes-
umweltministers in Auszügen.

In die Zukunft blicken kann nur der, der die
Lehren aus der Vergangenheit und der Gegen-
wart gezogen hat.Deutschland macht derzeit alle
Phasen der Endlagerung dur ch. Das Endlager
Morsleben für schwach- und mittelaktive Abfälle
in Sachsen-Anhalt so wie das ehemalige F or-
schungsbergwerk Asse in Niedersachsen, in das
ebenfalls schwach- und mittelaktive Abfälle ein-
gelagert wurden, müssen stillgelegt werden. Ins-
besondere die Asse hat - wie wir alle ja wissen -
in den letzten Monaten viele zumeist negativ e
Schlagzeilen gemacht. Diese hängen mit Ent-
scheidungen zusammen, welche in der Vergan-
genheit getroffen wurden und die dazu geführt
haben, dass ein großer Verlust an Vertrauen in der
Öffentlichkeit entstanden ist.

Insbesondere die Asse ist ein negatives Beispiel
dafür, wie nicht vorgegangen werden sollte, da
hier erhebliche Zweifel an der Sicherheit beste-
hen. Dieses ist eine Bürde, die wir den kommen-
den Generationen nicht auferlegen dürfen.Wir
sind dafür verantwortlich, dass die Abfälle, wel-
che wir heute produzieren, so beseitigt werden,
dass kommenden Generationen so w enig wie
möglich w eder gesundheitlich noch finanziell
beeinträchtigt werden. Darum fängt für mich die

Endlagersicherheit mit der Auswahl eines Endla-
gerstandortes an. Schon bei der Auswahl des
Endlagerstandortes m uss die Möglichk eit zur
sicheren Stilllegung und insbesondere die Lang-
zeitsicherheit des Endlagers geprüft werden.

Die Festlegung des Standortes Gorleben, des-
sen weitere Erkundung seit dem 1.Oktober 2000
zur Klärung sicherheitstechnischer und konzep-
tioneller Fragen unterbrochen ist, erfolgte 1977
durch das Land Niedersachsen im Rahmen einer
technisch administrativ durchgeführten Stand-
ortauswahl.Auf die gesellschaftspolitische Dimen-
sion der Endlagerfrage und diesbezügliche Stand-
ortentscheidungen wurde nicht eingegangen –
Gorleben wurde innerhalb eines Jahres ohne jeg-
liche Beteiligung der Be völkerung vor Ort als
Standort festgelegt.Dabei hätten die Erfahrungen
der massiven Proteste im Zusammenhang mit
der Benennung der potentiellen Standorte Lut-
terloh, Lichtenhorst und Wahn im Vorfeld der
Benennung Gorlebens eigentlich negative Warn-
beispiele sein sollen.Vor diesem Hintergrund ist
für mich die zentrale Frage bei der F estlegung
eines Standortes für ein Endlager für hochaktive,
wärmeentwickelnde Abfälle, welche Vorausset-
zungen gegeben sein müssen, damit die Stand-
ortfestlegung für ein Endlager für diese Abfälle als
fair, nachvollziehbar und transparent empfunden
wird.

Aus meiner Sicht kann dies n ur in einem
ergebnisoffenen und transparenten Suchverfah-
ren, in dem die Eignungsfähigkeit des Standortes
Gorleben mit ander en Standor ten v erglichen
wird, erfolgen. Dieser Standor tvergleich muss
nach internationalem Maßstab erfolgen. Länder
wie Schweden, Finnland, Schweiz und Frankreich
machen es uns mittlerweile vor.Welche Kriterien
anzuwenden sind und welche Voraussetzungen
für ein solches Verfahren gegeben sein müssen,
wird auch im Mittelpunkt des Endlagersymposi-
ums stehen.Wichtig ist, dass ein offener Dialog
zwischen der Politik, der Wissenschaft und der
interessierten Öffentlichkeit zustande kommt.

Die Vergangenheit hat gezeigt,dass der Prozess
zur Lösung der Endlagerfrage immer wieder ins
Stocken geriet,weil es bisher an einem übergrei-
fenden Konsens, auf welche Weise ein Endlager-
standort bestimmt werden soll, gefehlt hat.Wie
Sie alle wissen, war es uns bisher leider auch in
dieser Legislaturperiode nicht möglich, einen
gemeinsamen Weg bei der Endlagerung festzule-
gen.Aus meiner Sicht sollte die Festlegung aus
dem Jahr 1977, den Salzstock Gorleben als End-
lager für alle Arten radioaktiver Abfälle vorzuse-
hen, nach aktuellem Stand von Wissenschaft und

Technik in einem Auswahlverfahren überprüft
werden. Durch ein solches Standortauswahlver-
fahren kann am Besten sowohl Rechtssicherheit
und Planbarkeit für die Energiewirtschaft,Trans-
parenz und Nachvollziehbarkeit für die Öffent-
lichkeit als auch der Schutz künftiger Generatio-
nen vor den Gefahren radioaktiver Abfälle sicher-
gestellt werden.

Im Herbst des Jahres 2006 habe ich deshalb ein
Konzept „Verantwortung übernehmen – Den
Endlagerkonsens realisieren“ zur Durchführung
eines Standortauswahlverfahrens erarbeitet,wel-
ches die Grundlage für das weitere Vorgehen dar-
stellen kann. Dem Konzept liegen die folgenden
Prinzipien zugrunde:

• Nationale Aufgabe wahrnehmen:Radioaktive
Abfälle, die bei der Nutzung der Kernenergie in
Deutschland anfallen, müssen auch in Deutsch-
land entsorgt und nicht in ander e Länder mit
möglicherweise geringeren Sicherheitsstandards
exportiert werden.

•Verantwortung übernehmen:Die Generation,
die den Nutzen aus der Kernenergie hat, muss
sich auch um die Entsorgung der Abfälle küm-
mern. Deshalb muss die Lösung der Endlagerfra-
ge jetzt angegangen werden.

• Bei der Endlagerung hat die Sicherheit Vor-
rang vor allen anderen Aspekten. Die Standort-
entscheidung muss deshalb auf der Grundlage
eines Vergleiches mehrerer Alternativen für den
am besten geeigneten Standort fallen.

• Die Auswahl und Festlegung eines Endlager-
standortes erfordert ein nachvollziehbares und
transparentes Verfahren.

Zwei der w esentlichen Anforderungen, die
dem vorgeschlagenen Konzept zugrunde liegen
und in meinen Augen von zentraler Bedeutung
sind, sind Transparenz und eine umfassende Betei-
ligung der Öffentlichkeit an dem Standor taus-
wahlverfahren.

Ein wie von mir vorgeschlagenes Vorgehen ent-
spricht im Übrigen auch der internationalen Pra-
xis. In der Schweiz z. B. wird ein Auswahlverfah-
ren für geologische Tiefenlager durchgeführt wer-
den, in dessen Verlauf dur ch Anwendung
geologischer, raumplanerischer und sozioökono-
mischer Kriterien eine Standor tfestlegung bis
zum Jahre 2018 erfolgen soll.Der schweizerische
Ansatz zeichnet sich durch einen starken partizi-
patorischen Charakter aus. Das Bundesumwelt-
ministerium unterstützt die anliegenden Gemein-
den auf der deutschen Seite bei der Vertretung
ihrer Interessen in diesem Verfahren.Was wir von
der Schweiz fordern, sollte für uns in Deutsch-
land selbstverständlich sein.Auch in Frankreich



5

zeigen die neuesten Entwicklungen, dass der
Ansatz, die potentiellen Regionen bei der Festle-
gung eines Endlagerstandortes einzubeziehen,ein
Erfolg versprechender Weg ist. So hat in Frank-
reich eine Vielzahl von Gemeinden freiwillig ihr
Interesse bekundet, Standort für ein Endlager
werden zu wollen.

Das von mir im Herbst 2006 vorgelegte und in
der Bundesregierung zur Diskussion gestellte
Konzept basiert auf den 2002 entwickelten Vor-
schlägen des Arbeitskreises Auswahlverfahren
Endlagerstandorte (AkEnd). Im Unterschied zu
dem vom AkEnd vorgeschlagenen Auswahlver-
fahren, welches von einer weißen Landkarte aus-
geht, berücksichtigt das Verfahren den Standort
Gorleben in besonderem Maße, da dort bereits
umfangreiche Erkundungen durchgeführt und 1,4
Milliarden ? in das Projekt investiert wurden. Das
Konzept sieht eine Prüfung dahingehend vor, ob
Standortalternativen zu Gorleben bestehen, die
ein höheres Sicherheitsniveau erwarten lassen
bzw. aufweisen.

Demnach sollte ein anderer Standort nur dann
ausgewählt und erkundet werden, wenn er deut-
liche Sicherheitsvorteile gegenüber Gorleben
verspricht. Sicherheitstechnische Vor- oder Nach-

teile lassen sich nur dann glaubwürdig vermitteln,
wenn vorab unter Beteiligung der Öffentlichkeit
die Auswahlkriterien und Sicherheitsanforderun-
gen festgelegt wurden.

Mit der Veröffentlichung der Sicherheitsan-
forderungen im Sommer dieses Jahres hat das
Bundesumweltministerium einen wichtigen
Schritt zur Schaffung der Grundlagen für ein
Standortauswahlverfahren getan. Der vorgeleg-
te Entwurf der Sicherheitsanforderungen soll
die 1983 veröffentlichten "Sicherheitskriterien
für die Endlagerung radioaktiv er Abfälle in
einem Bergwerk" ersetzen, welche nicht mehr
dem Stand von Wissenschaft und Technik ent-
sprechen. Das Endlagersymposium wir d am
Samstag die Möglichkeit bieten, den Entwurf
der Sicherheitsanforderungen sowohl mit der
Fachöffentlichkeit als auch der interessierten
Öffentlichkeit zu diskutieren. Die zentralen Fra-
gen dabei sind für mich:Welche Sicherheitsan-
forderungen sind an die Endlagerung gemäß
internationaler Empfehlungen, Stand von Wis-
senschaft und Technik und v or dem Hinter-
grund der deutschen Endlagererfahrungen zu
stellen, damit zukünftige Generationen nicht
durch unsere heutigen Aktivitäten beeinträch-

tigt werden? Und: Wie viel Gestaltungsspiel-
raum sollten diese Sicherheitsanforderungen
dem Antragsteller lassen? 

Das Bundesumweltministerium möchte durch
das Endlagersymposium verdeutlichen, wo wir
in der deutschen Endlagerdebatte stehen.Wie
gehen andere Länder bei der Suche und Festle-
gung eines Endlagerstandor tes v or? Welche
Anforderungen an die Sicherheit, insbesondere
die Langzeitsicherheit eines Endlagers sind zu
stellen? Wie ist der wissenschaftliche Kenntnis-
stand auf dem Gebiet der Endlagerung? Aufbau-
end auf diesen Erkenntnissen wird das Bundes-
umweltministerium sein Konzept zur Endlage-
rung ausrichten und weiterverfolgen. Lassen Sie
uns in den kommenden Tagen alle Argumente
zusammentragen,Verständnis für die Fachfragen
entwickeln und auch mögliche Lösungsansätze
diskutieren. In diesem Sinne wünsche ich uns
allen ein erfolgreiches Symposium mit interes-
santen und offenen Diskussionen und hoffe, dass
auch wir hier in Deutschland bald Klarheit über
das weitere Vorgehen in der Frage der Endlage-
rung haben und damit den Titel des v on mir
erarbeiteten K onzeptes mit Leben erfüllen
können.

Z u r ü c k  a u f  l o s ?
Rebecca Harms über das Internationale Endlagersymposium,

das vom 30.10.-1.11. in Berlin stattfand.

Der No vember ist v orbei. Das Thema
"Gorleben" war anlässlich der wieder
erstarkten Proteste anlässlich der Castor-
transporte endlich einmal wieder w eit
oben in der öffentlichen Aufmerksamkeit.
Dazu beigetragen hatte bestimmt auch
das lange vorbereitete Endlagersymposi-
um in Berlin. Was haben diese dr ei Tage
mit den vielen Podiumsdiskussionen,Vor-
trägen,Fragen und Kontroversen gebracht? 

Sicher war das noch k ein Dur chbruch für
unser Ziel, ein ungeeignetes Endlager zu verhin-
dern.Aber das konnte niemand erwarten. Gut
war, dass das alte aber immer noch akute Thema
in der Hauptstadt dur chdiskutiert wurde. Die
Frage, wie und wo in Deutschland der Atommüll,
der seit Jahrzehnten nur gesammelt wird, für 1
Million Jahre sicher endgelagert werden kann,das
ist eine Frage, die nur in nationaler Verantwor-
tung gelöst werden kann.Und deshalb gehört die-
se Debatte in die Hauptstadt.Dort liegt nicht nur
im Bundesumweltministerium, in der Regierung
und im Bundestag die Verantwortung. Dort fand
diese Debatte auch endlich wieder eine ange -
messene öffentliche Wahrnehmung.

Die politische Aufmerksamkeit hätte noch grö-
ßer sein müssen.Erschreckend war, dass das Land
Niedersachsen den dringlichen Einladungen von
Vertretern aus der Region Gorleben und des
Bundesumweltministeriums, am Symposium teil-
zunehmen, nur durch Entsendung eines Beamten
gefolgt war. Das entspricht zwar der Linie von
Union und FDP, an Gorleben festzuhalten, ohne
nach links oder rechts zu sehen.Aber eine solche
Verweigerung entspricht bestimmt nicht der
Dimension des Problems. Loben muss man die
Länder Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg.
Letztere haben in der Programmgruppe engagiert
mitgearbeitet. Und Rheinland-Pfalz war mit einer

Staatssekretärin im Publikum v ertreten. Die
Schweiz hatte mit der Botschafterin ebenfalls eine
prominente Teilnehmerin im Publikum.

Die Geschichte der Standortentscheidung in
Niedersachsen hat viele Teilnehmer staunen las-
sen. Mitte der Siebziger Jahre waren in Nieder-
sachsen drei Standorte im Emsland und in der
Heide benannt worden. Dass dann nach halbher-
ziger Erkundung und heftigem lokalen Wider-
stand an diesen Orten überraschend Gorleben
gewählt wurde, das stimmt n ur bedingt. Denn
verborgen vor der Öffentlichkeit hatte die Lan-
desregierung Gorleben länger im Korb.Allerdings
war zu der damaligen Zeit keineswegs die Qua-
lität des Salzstockes entscheidend.Gesucht wur-
de ja nicht ein Standort für ein Endlager. Gesucht
wurde der Standor t für die bis dahin größte
geplante atomare Industrieanlage in der BRD. Im
Rahmen des Nuklear en Entsorgungszentrums
(NEZ), das auch gern als "Entsorgungspark"
bezeichnet wurde, war das Endlager nur ein Teil.
Dominant war die Wiederaufarbeitungsanlage.
Damit sollte Geld verdient werden in Nieder-
sachsen. Nicht die Qualität der Salzstöcke in der
norddeutschen Tiefebene hatte das Land veran-
lasst, sich als Atommüll-Standort zu bewerben.
Antrieb für das Land war der Wunsch nach wirt-
schaftlicher Entwicklung.Typisch für die Unehr-
lichkeit der Politik zur Geschichte Gorlebens ist,
dass große Teile der Akten aus der Zeit der Ent-
scheidung bis heute verschlossen gehalten wer-
den. So bleiben auch die Argumente der Bundes-
regierung unter Helmut Schmidt noch 30 Jahre
später geheim. Schmidt soll gegen Gorleben
gewesen sein, wegen der Nähe zur Grenze zwi-
schen Ost und West und den großen Spannungen
des Kalten Krieges.

Berichte aus eur opäischen Nachbarländern
über den Verlauf der Endlagersuche fanden in

Berlin großes Interesse.Vergleicht man die Deut-
sche Endlagerdebatte mit den Entwicklungen in
Frankreich, England und der Schweiz, dann fällt
eines auf: In den drei anderen Ländern, und das
kann auch noch für weitere Staaten dargestellt
werden, hat es nach der K onfrontation in den
Siebziger und Achtziger Jahren eine Analyse der
Fehler bei der Standor tauswahl gegeben. Und
nach dem Eingeständnis der Fehler hat die Poli-
tik neue Verfahren vorgeschlagen, in denen von
vornherein Transparenz und demokratische
Beteiligung neben den Eign ungsanforderungen
eine große und zentrale Rolle gespielt haben.
Deutschland ist im Gegensatz zu diesen Ländern
nicht in der Lage, Fehler und Probleme einzuge-
stehen. In Deutschland nimmt die Mehrheit der
Politiker und die Atomindustrie lieber das Risiko
in Kauf, dass der radioaktive Müll in ein ungeeig-
netes Lager gebracht wird, als aus den Fehlern
und falschen Bewertungen der Siebziger Jahr e
Konsequenzen zu ziehen.Wer heute noch den
systematischen Eignungsvergleich von Geologien
und Standor ten verweigert, der zeigt, dass er
nicht verstanden hat,wie groß und schwierig die
Aufgabe der Endlagerung ist, vor der heute alle
Länder stehen, die Atomkraft nutzen. Eine über-
zeugende Lösung ist noch in keinem dieser Län-
der verwirklicht.

Die Vorstellung und die Kritik des Entwurfes
für neue Sicherheitsanforderungen für die Endla-
gerung, der im Bundesumweltministerium erar-
beitet wurde, stand am Schluss der Veranstaltung.
Weitgehend unumstritten ist, dass diese neuen
Anforderungen unbedingt gebraucht werden.Aus
der Sicht der kritischen Wissenschaft wur de
deutlich, dass es einen w esentlichen Punkt im
Entwurf gibt, der eine Verbesserung bedeutet:Die
Einführung des Einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reiches (EWG).Die Langzeitsicherheit eines End-
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lagers soll bewertet werden an der Qualität des
Gebirges zur Isolation und zum Einschluss der
Abfälle, sei es Salz,Ton oder Granit. Das ist gut
vorgelegt vom BMU. Leider wird diese Idee dann
nicht konsequent weitergeführt. Und schon die
Bedeutung des Neben- und Deckgebirges im
Zusammenspiel mit dem EWG ist im Entwurf
nicht gut.Kritisiert wurde auch,dass der Katalog
der Sicherheitsanforderungen nicht verbunden ist
mit den Kriterien für ein Auswahl- und Suchver-
fahren für einen geeigneten Endlagerstandor t.
Jetzt muss die in Berlin begonnene Diskussion
des Entwurfes konsequent weiter geführt wer-
den. Die erklärte Bereitschaft zur Partizipation
muss sich daran beweisen.

"Zurück auf los" muss und darf nicht bedeuten
"zurück in die Siebziger". In Berlin kristallisierte
sich meiner Mein ung nach heraus, dass wir in
Deutschland unbedingt an den Empfehlungen, die
der AK End der Bundesr egierung 2002 nach
intensiver Beratung und vielen Konsultationen
von Zivilgesellschaft und Politik gegeben hat,wie-
der ansetzen müssen. Ein geeignetes Endlager
kann nur im Vergleich und nur nach demokrati-
schen Spielregeln gefunden werden. Die Schweiz
hat während des Symposiums in Berlin so viel
Aufmerksamkeit gefunden, weil dort die Ergeb-
nisse des AK End zur Zeit weitgehend umgesetzt
werden.

Die Rolle von Gorleben in einer vergleichen-
den Suche wurde in Berlin auch diskutiert. Mei-

ne Position ist, dass wegen des schlechten,nicht
akzeptablen und undemokratischen Auswahl-
verfahrens und w egen der Schwächen des
Deckgebirges und des Kontaktes zum Grund-
wasser, der Salzstock Gorleben als Atommüll-
endlager ungeeignet ist. Sollte eine neue ver-
gleichende Suche davon abhängig gemacht wer-
den, dass Gorleben dabei ist, und es sonst gar
keine Suche gäbe, dann würde ich sogar der Ein-
beziehung Gorlebens in einen Vergleich zustim-
men.Aber bis ein solcher Vergleich systematisch
stattfinden kann, müssen andere Geologien als
Salz und mehrere Standorte erst einmal minde-
stens so weit erkundet und bewertet werden
wie Gorleben. Dafür ist noch nicht einmal der
Ausbau eines Bergwerkes wie im Salzstock Gor-
leben notwendig.Aber bis diese Voraussetzun-
gen für einen echten Vergleich geschaffen sind,
muss es auch beim Moratorium in Gorleben
bleiben.

Der Ausstieg aus der Atomenergie ist wäh-
rend des Symposiums immer wieder angespro-
chen worden. Der Ausstieg ist für die Akzeptanz,
für die Bereitschaft, dass sich Bürger auf Vor-
schläge für Suche und Erkundung nach einem
geeigneten Endlager überhaupt einlassen, eine
wichtige Rahmenbedingung. Nicht nur in Berlin
wurde das deutlich.Auch bei allen meinen Besu-
chen in den letzten Jahren in der Schweiz ist das
ein Thema ge wesen. Die Ankündigung der
Schweizer Regierung, den Wiedereinstieg in die

Atomenergie durch Entfristung der Laufzeiten
und durch Neubau zu unterstützen,belastet den
neuen Anlauf für die Endlagersuche erheblich.
Und der gewünschte Dialog zur Endlagerung
wird dadurch ins Stocken gebracht.

Die Asse sollte kein Thema des Symposiums
sein.Allerdings wurde diese absurde Regiean-
weisung nicht dur chgehalten. Angesichts der
alarmierenden Nachrichten der letzten Monate
ist das auch gut so. Nach allem, was inzwischen
einer breiten Öffentlichkeit über die unhaltba-
ren Zustände in diesem "V ersuchsendlager"
bekannt ist, hätte ich ein Signal der Nachdenk-
lichkeit oder Selbstkritik erwartet.Von Wissen-
schaftlern und Vertretern der Institute oder Lan-
desämter, die in Berlin waren und in einer kon-
tinuierlichen Verantwortung für die Asse, für
Konrad oder Gorleben stehen. Die Wissen-
schaftler, Forscher oder Beamte können doch
nicht wirklich ohne Zweifel oder Bewusstsein
von Fehlern sein. Dazu ist die Aufgabe und die
Verantwortung zu groß, die bei denen liegt, die
für die weiteren Entscheidungen über die End-
lagerung mit ihr er Tätigkeit in Wissenschaft,
Wirtschaft oder Verwaltung und Politik Verant-
wortung tragen. Fehler können - wie die Asse
zeigt - katastrophale Folgen haben. Ob es noch
kommt, das öffentliche Nachdenken über Ver-
säumnisse und Fehler? Für Vertrauen in dem ein-
geforderten Dialog wär e es eine eigentlich
unverzichtbare Voraussetzung.

Bundespräsi Hotte Köhler (ehemals IWF-Prä-
si und verantwortlich für die globalen Geldge-
schäfte der Weltgemeinschaft – mit den bekann-
ten Folgen) und Angie Merkel (ehemals Bundes-
umweltministerin und v erantwortlich für das
Morsleben-Desaster) geben moralisch individua-
lisierende Durchhalteparolen aus, als hätten die
Bürger ein Recht darauf.Deshalb soll es den bei-
den Vorsitzenden unserer Bürgerinitiative nur
recht und billig sein, auch besinnliche und mah-
nende Worte zum Jahreswechsel an die über 900
Mitglieder der seit 31 Jahren aktiven Bewegung
zu richten.
Es beginnt natürlich mit einem Rückblick:

„Zu links, zu leise, zu viel ASSE und zu wenig
Gorleben, zu viel Prekariat“ waren etwas über-
trieben formuliert die Vorwürfe einiger, allerdings
schwergewichtiger Kritiker.Als Ergebnis mussten
die Vorstandswahlen auf den Mai v erschoben
werden: der alte Vorstand wurde wiedergewählt
und erweiterte sich um 4 Menschen.Der bislang
einzige Ehrenvorsitz der BI fiel der unglücklichen
Auslegung eines Zitates zum Opfer.

Die F orderung des Orak els v on Delphi  –
Erkenne Dich selbst  -  die philosophiegeschicht-
lich als Basis von Wahrheit und Erkenntnis dienen
sollte und leider in unserer Zeit psychologisie-
rend zur individuellen Nabelschau verkommen
ist, sollte ersetzt werden durch die Forderung aus
der jüdischen Philosophietradition: -Erinnere
Dich !
Beeindruckt, aber in der Sache unbeirrt,
nahm der Vorstand seine Arbeit auf.

Es folgten endlose Gespräche, Sitzungen,Tele-
fonate und Treffen, Interviews,Veranstaltungen
usf., bis im Juni 2008 der Cäsium 137-Deckel von
der ASSE flog.

Wir erinnern uns:
• Der Bund kauft Mitte der 60er Jahre ein still-

gelegtes Salz- & Kalibergwerk, um für Gorleben
das Verhalten hochradioaktiver Stoffe in Salz zu
testen, die ASSE II.

Unter der Hand (der gewaschenen) wird aus
dem Forschungslabor mit Hilfe des „Gutachters“
Prof. Dr. Klaus Kühn eine Endlagerkippe . Für
126.000 Fässer mit schwach- und mittelradioak-
tivem Müll bedeutet das schnelle Ent- und für den
Gutachter zum Dank lebenslange Ver-sorgung.
Erst gestapelt, später verstürzt – nur die Fässer,
leider. Und das alles natürlich nach Berg- statt
Atomrecht. Da können nicht so viele dazwi-
schenreden.

Obwohl die Bergwerke ASSE I & ASSE III in der
Nachbarschaft schon vor Jahren abgesoffen und
auch bei der ASSE II Grundwasserzuflüsse an der
Tagesordnung waren formuliert Kühn den Unsatz
des Jahres: „ daß die Gefährdung durch Wasser-
oder Laugeneinbrüche mit an Sicherheit gr en-
zender Wahrscheinlichkeit sogar auszuschließen
ist“ (Kühn, K. 1967).

UnsereVeranstaltung in Dannenberg mit Prof.
Werner Schneider und Udo Dettmann fand im
Sommer mit über 100 Interessierten statt.
Wir erinnern uns:

• Der Salzstock in Gorleben wir d ebenfalls
nach Bergrecht (Begründung im Antrag:Auffinden
von Bodenschätzen!) v om „Erkundungsberg-
werk“ zum fast fertigen Endlager ausgebaut. Die
Befürchtung, damit millionenschw ere Fakten
ohne Genehmigung zu schaffen, wurde bei Bau-
beginn entrüstet v on den Betr eibern mit den
Worten „ das sei eben ihr Risiko“ zurückgewie-
sen. Heute sagt Angie, sie will nicht noch mehr
Geld ausgeben – Gorleben sei okay und „sie habe

fertig“.
Gutachter: Noch immer und mit demsel-
ben Satz  -  siehe oben  -  unglaublich !

Gorleben sei nicht die ASSE, heißt es n un.
Nicht vergleichbar! Bei der Einlagerung in die
ASSE waren die Löcher im Berg ja schon bis zu
60 Jahren drin. Gorleben dagegen ist brandneu
(wie die DWK – genannt auch Die Waldbrand-
katastophe).Wenn dort aber je eingelagert wer-
den sollte (frühestens ab 2026 möglich),wie lan-
ge sind dann die Löcher dort schon drin? 

Die Logik fehlt, aber nicht die Peinlichkeit: der
Salstock sei „jungfräulich und nicht angebohrt“
und „unverritzt“ (der Gipshut)! 

Dass der Salzstock schon vor dem 1.Weltkrieg
angebohrt wurde, dokumentierten Bohrkerne im
Heimatmuseum Vietze.Warum diese wohl inzwi-
schen verschwunden sind?

Verschwinden sollen offensichtlich auch für evt.
spätere gerichtliche Auseinandersetzungen
bestimmte Akten, aus denen her vorgeht, das
Miniprä Albrecht Gorleben als Standort in letz-
ter Sekunde aus einem Hut gezogen hat,den nie-
mand zuvor auf hatte.Die Akten werden so mani-
puliert, dass Gorleben nun als strahlender Sieger
aus einem hochwissenschaftlich, seriösen Such-
verfahren hervorgeht. „Wes Brot ich ess`, des
Lied ich sing“ gilt eben auch für Ministerialbeam-
te in Hannover.

Verschwunden ist übrigens auch seit Monaten
ein für Strahlenmessung zuständiger Mitarbeiter
der BLG. Ein Fall für einen weiteren Tatort.

In unserem Statusseminar zu Fragen der End-
lagerung im J uli in Lücho w lernten wir dur ch
Wolfgang Neumann und Dr . Detlef Appel: ein
Wasser abweisendes Deckgebirge als Teil eines
Mehrbarrierensystems wird nun aus dem Krite-

Z u m  n e u e n  J a h r : V E R B O H R T
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rienkatalog ersatzlos gestrichen.Dass es in Gor-
leben keines gibt (sondern die Gorlebener Rin-
ne), war ja erst seit gut 25 Jahren bekannt. Und
bei der ASSE hat die Katastrophe bis zu ihrem
Eintreten schließlich auch 40 Jahre gewartet. Für
ca. 999.900 Jahre reicht nun in Zukunft eine ein-
zige Barriere, nämlich allein das Salz als „ein-
schlusswirksamer Gebirgsber eich“ (e wG) !
Geplante Endlagerbehälter vom Typ Pollux ent-
fallen, da diese nach spätestens 100 Jahren durch-
gerostet sind.Wieder wurde viel Geld gespart
durch die Einwände kritischer Wissenschaftler.
Aus hochradioaktivem Atommüll wird jetzt per
Neusprech „Wärme entwickelnder Abfall“ .

Im Sommer haben wir unsere Mobilität getestet.
4x mit Videoleinwand über die Dörfer war eher
enttäuschend.4x  BI on tour – dem Castor auf der
Spur, unsere Kaffefahrten mit WiderständlerInnen
am Mikro, erlebten dagegen ca.200 Menschen.

Beim Umzug aus dem BI-Büro in der Draweh-
ner Straße in das neue BI-Haus in der Rosenstra-
ße 20 flossen auch Tränen. Sie trockneten schnell
und niemand will das neue Haus als BI-Büro und
Treffpunkt heute missen.

Viel Aufsehen erregte unser Endlager-Baustellen-
Suchgerät in Hamburg anlässlich des Klimacamps
und in Berlin anlässlich des Endlagergabriel-Sym-
posiums im Oktober.

Mit drei großen Ratschlägen wurde die Castor-
transportphase vorbereitet.

Auf die bundesweite Kundgebung am 09.11.2008
in Gorleben dürfen wir alle auch (koketterweise)
stolz sein.

Neue und alte Freundinnen und Freunde durf-
ten wir unter den 16.000 Menschen begrüßen;der
Widerstand war wieder auferstanden - nein, nicht
aus der Asche oder aus Trümmern, sondern aus
einem Konsens-Koma.

Bäuerinnen, Gewerkschafter-, Politiker-, kriti-
sche Wissenschaftler- und heimlich viele Polizi-
stInnen tanzten zur Musik von Madsen. Erstaun-

lich viel junges und altes Volk trieb sich auf Glei-
sen, Straßen,Wäldern, Plätzen und Küchen rum
und ließ sich nicht von ihrem Versammlungs- und
Demonstrationsrecht abschneiden.Es wurde der
zeitlich und räumlich längste Castortransport mit
den meisten Behältern,deren unerlaubt übermä-
ßige Strahlung bis heute trotz Einschreiten des
Landrates und des Kr eisatomaussschuß nicht
geklärt ist !! 
Wir erinnern uns:

• An den vertraglichen Atomausstieg von 2000
zwischen Regierung und Atomwirtschaft.Diesem,
wie es heute scheint,„Nonsens-Konsens“ drohen
neben der Atomlobby auch die CDU/CSU und
die FDP mit einem „Ausstieg aus dem Ausstieg“,
und faseln etwas von weltweiter Renaissance.

Neue AKWs ohne Finanzierung durch Steuer-
gelder sind ihnen zu teuer. Laufzeitverlängerun-
gen dagegen v ersprechen satte Ge winne. Für
jedes der eigentlich stillzulegenden Schrottreak-
toren könnten die Betreiber pro Jahr 300 Millio-
nen Euro Gewinn einstreichen.

Dreisatz: 7 AKW x 10 Jahre längere Laufzeit x
€uro 300.000.000 = € 21.000.000.000 
Jährliche Zinsen zu 4 Prozent: € 840.000.000

Wieviel Politikern, hochrangigen Beamten und
Medienvertretern kann man damit z.B. eine
Kreuzfahrt auf der Queen Mar y ( a € 8.000)
sponsern? Wie man sieht, reicht für Überzeu-
gungsarbeit hier schon die Portokasse aus.

Was macht eigentlich die Titanic?
Doch nun endlich der Blick zurück 
nach vorn:

• 4 Infoveranstaltungen mit wirklichen „Exper-
tInnen“  bis zum Sommer sind in Planung:

• wir werden thematisch wieder sichtbarer bei
der Kulturellen Landpartie, beim Kirchentag und
dem Sozialforum.

• Rechtzeitig vor der Bundestagswahl im Sep-
tember gehen wir im Sommer mit einem Reise-
bus für 4 Wochen auf Deutschlandtournee

(Freunde und Unterstützerinnen besuchen,Men-
schen inf ormieren und politische Gegner
erschrecken), mit viel „Erinnere Dich“, aber auch
mit „Helau und Alaaf“ und unser em Endlager-
Suchgerät.

Die Propagandamaschinerie der Atom-Betrei-
ber wird dieses Jahr auf Hochtouren laufen, damit
die Menschen nicht die „Falschen“ wählen.Trotz
ihres durchsichtigen Lügengebäudes, so haltbar
wie das marode Grubengebäude der Asse, müs-
sen wir viel Aufklärungsarbeit leisten: von wegen
Ökostrom,Klimaretter, billige, sichere Versorgung,
Stromlücke, keine Gefährdung durch Emissionen,
sichere Endlagerung usf. !

Am 4. und 5. Februar werden wir uns an der
Umzingelung der Wintertagung des Atomforums
in Berlin und am 26.Februar an der Lichterkette
von Braunschweig bis zum Schacht Konrad betei-
ligen.

Für dieses zukunftsweichenstellende Jahr wün-
schen wir Euch Kraft und Ausdauer und bedan-
ken uns für die unglaubliche Unterstützung, die
wir von Euch erfahren haben.

Und wie Andreas Maier auf der Kundgebung
gesagt hat: „Wir haben Bärte und können jon-
glieren“, und wir weXseln alle zu Ökostrom !

Und wir steigen aus -- sofort !
Gerhard Harder

Das Jahr 2009 ist ein "Superwahljahr" - das
weiß jeder, der nicht taub oder b lind ist,
denn wir hören und lesen es täglich dut -
zende Male in allen Medien. Was hat das
aber mit Atomenergie zu tun, so dass es
nun auch noch in der Gorleben Rundschau
stehen muss? Leider sehr viel!

Verantwortungsbewusste Menschen fordern
seit langer Zeit den sofortigen Ausstieg aus der
Atomenergie.Verantwortungslose (leider aber
sehr einflussreiche) Politiker (allen voran die Her-
ren Glos, Oettinger, Koch und Wulff) reden seit
Jahren ganz unverhohlen davon, dass man bei den
diesjährigen Bundestagswahlen Mehrheiten errei-
chen müsse, mit denen der in der vorigen Wahl-
periode beschlossene "Atomausstieg" rückgängig
gemacht w erden kann. Die Atomwirtschaft
sekundiert ihnen dabei mit großformatigen Anzei-
gen in den Printmedien,mit geschickten Internet-
Auftritten und mit kostenlos an alle Schulen ver-
schicktem "Informations"-Material. Darin werden
die Zuverlässigkeit, die Preisgünstigkeit und vor
allem die Umweltfreundlichkeit unserer "siche-
ren" Atomkraftwerke in den schönsten Farben
gepriesen.

Wie wirksam diese raffinierte Manipulation der
Öffentlichen Meinung ist,machte mir eine Umfra-

ge erschreckend deutlich. Z.B. glaubten sieben-
undsiebzig Prozent der von mir befragten mehr
als tausend Personen (darunter ein hoher Anteil
von Akademikern!!), in Deutschland würden kei-
ne Atomkraftwerke betrieben, sondern nur Kern-
kraftwerke, weil Kernkraftwerke sicherer, wirt-
schaftlicher und/oder umw eltfreundlicher als
Atomkraftwerke sind. Und nur allzu gern glaubt
man den geschickten Medienberichten über die
"zunehmend ge waltbereiten Demonstranten"
entlang den CASTOR-Routen, die in ihrer ideo-
logischen Verblendung zu unser aller Schaden die
Transportkosten in die Höhe treiben.

Bei den diesjährigen Bundestagswahlen wird es
also auch um den Atomausstieg gehen, und erst-
mals werden die Wähler/innen in dieser Frage mit
zu entscheiden haben.

Unter diesen Umständen ist es besorgniserre-
gend, wie gleichgültig SPD und GRÜNE dem Trei-
ben der Atom-Lobby zusehen. SPD-Politiker mei-
nen, es genüge, wenn Herr Gabriel von Zeit zu
Zeit erklärt, man wolle am Atomausstieg festhal-
ten (gleichzeitig aber den Weg für ein atomares
Endlager in Gorleben ebnet),und GRÜNE Politi-
ker meinen, über das Thema brauche man gar
nicht mehr zu reden, weil doch sowieso jeder
wisse, dass die GRÜNEN dagegen sind.

Nun ist der früher beschlossene "Atomaus-
stieg" gewiss nicht der Weisheit letzter Schluss,
und niemand, der sich in der Materie auskennt,
kann sich damit zufrieden geben. Jetzt aber
besteht die Gefahr, dass wir auch dieses Mini-
mal-Ergebnis noch wieder v erlieren! Deshalb
genügt es nicht, wenn sich die Atomkraft-Geg-
ner immer wieder gegenseitig in ihren Positio-
nen bestärken und einander Mut zusprechen.
Vielmehr ist es nötig,die Bevölkerung nüchtern
und sachlich und auf der Grundlage unanfecht-
barer Belege über die wahre Natur des Atom-
stroms zu informieren. Die Menschen müssen
endlich erfahren, welchen Gefahren und Risiken
sie ungefragt ausgesetzt wurden, wie unzuläng-
lich die Katastrophenvorsorge ist, welche hohen
Opfer an Gesundheit und Menschenleben der
zum bergmännischen Abbau des zum Betrieb
unserer Atomkraftwerke benötigten Urans all-
jährlich fordert, und wie wirksam ihnen durch
raffinierte Sprachregelungen eine in Wahrheit
nicht vorhandene Sicherheit vorgetäuscht wird.
Kurz: Die Menschen müssen endlich erfahren,
dass die Atomkraftgegner keine ideologisch ver-
blendeten Spinner sind, sondern dass sie sehr
handfeste und überzeugende Gründe haben.

Ulrich Uffrecht

A c h t u n g : W a h l e n !  -  E i n  A n g e b o t
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Februar und später ...

13.2.09,19 Uhr,Veranstaltung „Bleibt an Gorleben alles kleben?“ in
Dannenberg,„Alte Post“ mit Dr.Wolfgang Irrek,Wuppertal-Institut für Klima,
Umwelt,Energie GmbH, Rebecca Harms Europaabgeordnete der Grünen,
14.2.,10-15 Uhr,anschließender Workshop Tagungshaus Tu Was e.V.,Saggrian 1
14.2.,11 Uhr, Groß-Demo gegen den Bau von Kohleklraftwerken in
Brunsbüttel,Treffpunkt Elbeforum Brunsbüttel
14.2.09, 15 Uhr, Mitgliederversammlung Gorleben-Archiv in Grabow
16.2., 19 Uhr, EA-Veranstaltung „Was haben polizeiliche Überwachungs-
möglichkeiten mit unserem Teint zu tun?“ mit RA Martin Lemke und
Berliner Chaos Computer Club in  Platenlaase
18.2., 19 Uhr, BI-Aktiv-Treffen im BI-Haus in Lüchow
26.2.09, 19 Uhr (ab 18 Uhr),Lichterkette von Braunschweig-Konrad zur
Asse, www.asse2.de, Bus-Abfahrt 15.30 Uhr ab Gildehaus-Parkplatz Lüchow
27.-28.2., Tagung „Renaissance der Kernenergie für Klimaschutz?“
Evangelische Akademie Tutzing, www.ev-akademie-tutzing.de
2.3. bis 8.3., Belene/RWE Aktionswoche, www.campact.de
3.3., 9 Uhr, Veranstaltung „Asse, Gorleben…was blieb bisher im
Verborgenen?“ mit Stefan  Wenzel und Kurt Herzog„Gildehaus“ Lüchow
28.3., 15 Uhr, BI-Mitgliederversammlung „Bauernstuben“ Trebel
3./4.4., Gipfel zum 60-jährigen Bestehen der Nato in Baden-Baden und Straßburg
26.4.09,Tschernobyl-Jahrestag, geplant Demo in Krümmel
21.5. – 1.6.09,Kulturelle Landpartie (KLP)
21.5. – 24.5., Fahrradtour von Braunschweig zur KLP „Mit Rad und Tat zum
Atomausstieg“, www.ag-schacht-konrad.de
26.-29.7., Sommercamp in Gedelitz,www.wendlandcamp.de
3./4.10., Internationales Aktionswochenende und Demo im elsässischen
Colmar, reseau sortir.de nucleaire
15.-18.10.09, 3. Sozialforum in Deutschland,www.sfid.info
Wiederkehrende monatliche Termine
Jeden Sonntag 14:00 Uhr, Gorlebener Gebet
Jeden 1. Sonntag 14:00 Uhr, Gronau www.aku-gronau.de
Jeden 3.Sonntag 14:00 Uhr, Sonntagsspaziergänge am Zwischenlager,BI-Ahaus
Jeden 6. eines Monats ab 14.00 Uhr,AmTor des AKW Brokdorf Mahnwache

RWE Aktionswoche 2.-8.3.2009
Von den vier großen Energieversorgern betreibt RWE aktu-
ell die aggressivste Atompolitik mit massiver Werbekampa-
gne für den atomaren "Pro-Klima-Strom", dem Laufzeitver-
längerungsantrag für Biblis A und der geplanten Beteiligung
an so krassen AKW-Neubau-Plänen wie Belene in Bulgarien
und Cernavoda in Rumänien,aber auch AKW-Plänen in Litau-
en und Wales.

Diese aggressive Atompolitik dürfen wir RWE nicht durchgehen
lassen, denn wenn der Konzern sogar ein so umstrittenes AKW wie
Belene bauen kann, wird er sich in seiner Geschäftspolitik bestätigt
sehen und Belene wird zum Startschuss für eine Welle von AKW-
Neubauten in Osteuropa.

Gleichzeitig gibt es gerade um die Belene-Beteiligung im RWE-Auf-
sichtsrat große Zweifel, die sich zum handfesten Machtkampf zwi-
schen Großmann und dem Aufsichtsrat auswachsen. Damit besteht
die Chance, diese Konflikte zu schüren und das Projekt bei RWE zu
Fall zu bringen,um so RWE vor Augen zu führen, dass Atomkraft nach
wie vor ein Imagekiller ist.Für die Umweltbewegung und Umweltor-
ganisationen wäre dies ein wichtiger strategischer Erfolg mit Strahl-
wirkung auf andere Projekte und eine wie auch immer geartete künf-
tige Bundesregierung.

Deshalb planen wir (bisher urgewald, ausgestrahlt und campact)
eine bundesweite Aktionswoche vom 2.-8. März 2009 und rufen wei-
tere Organisationen und Initiativ en auf, sich zu beteiligen. In der
Woche jährt sich das Erdbeben in Svistov, bei dem 1977 120 Men-
schen umgekommen sind und das nur 12 km vom Belene-Standort
stattfand. In dieser Woche sollen in möglichst vielen Orten Proteste
zum Thema Belene und RWE stattfinden. Bevorzugt vor RWE-Kun-
denzentren und RWE-Ablegern wie enviva oder Eprimo. Und wo sich
gar keine RWE-Kundenzentren finden lassen, kann Protest auch vor
der Allianz stattfinden, oder in Essen, Mülheim und Dortmund vor
den Rathäusern. Denn dort sitzen überall RWE-Aufsichtsräte, die die
Macht haben, Belene zu verhindern.

Die Proteste müssen nicht kompliziert sein: wenige Leute vor der
RWE-/Allianz-Zentrale/ dem Rathaus mit Protestpostkarten, einem
Flugblatt, einem Stromwechselaufruf für die Passanten und einem
Brief an RWE/Allianz/Bürgermeister.Wir stellen Hintergrundinfor-
mationen, einen Aktionsleitfaden, Postkarten, Flugblätter und Briefe
zur Verfügung. Damit der Protest breit wird und RWE wirklich weh
tut, suchen wir noch weitere Organisationen, die sich an der Akti-
onswoche beteiligen und ihre Mitglieder zum mitmachen animieren.
Wir freuen uns über zahlreiche Rückmeldungen.

www.urgewald.de 
Büro 02583/1031.

Heffa Schücking / Regine Richter


